
Längst ist das über lange Jahre 
aktiv eingeübte Missverständ-
nis, am 1. Mai gehe es allen-

falls noch um ein paar offene Ver-
teilungsfragen und darum, als Lohn-
arbeiter für die eigene »Würde« zu 
demonstrieren, unmöglich geworden. 
Auch der Deutsche Gewerkschafts-
bund nimmt 2024 in seinem Maiauf-
ruf die »vielen Umbrüche unserer 
Zeit« zur Kenntnis und wendet sich 
gegen »unsägliche Rufe nach einem 
neuen Streikrecht«  – um dann unter 
der Parole »Mehr Lohn, mehr Frei-
zeit, mehr Sicherheit« einmal mehr 
strikt ökonomistisch zu argumentie-
ren. Politisch reicht es erneut nur für 
eine Abgrenzung von der AfD, von 
der die Beschäftigten »nichts zu er-
warten« hätten. Das ist nicht falsch, 
aber so hingesagt leider auch ein im 
Grunde einfältiger Standpunkt, der 
keine politische Qualität hat: Millio-
nen Beschäftigte fragen sich nämlich 
in erster Linie, was sie von der tat-
sächlich vorhandenen Regierung zu 
erwarten haben.

Hier muss ansetzen, wer verhin-
dern will, dass die rechte Schein-
alternative für diese Menschen zur 
Option wird. Wenn das Streikrecht 
angegriffen wird, wenn ein palästi-
nasolidarischer Kongress unter gro-
tesken Vorwänden abgeräumt wird, 

wenn Bezahlkarten für Geflüchtete 
eingeführt und »Arbeitsunwilligen« 
Hungergroschen wegsanktioniert 
werden, dann sind damit immer auch 
die gemeint, die dafür vielleicht heu-
te noch Verständnis haben. Es geht 
alle an, wenn bürgerliche Ideologen 
im Abendfernsehen darüber reden, 
dass es für »Kanonen und Butter« 
zusammen leider nicht reicht.

Der deutsche Staat hat die Masche 
perfektioniert, »plausible« Anlässe zu 
schaffen, um Maßnahmen durchzu-
drücken, die sich scheinbar gegen (an-
gebliche) Positionen von »extremen« 
Minderheiten und äußere Bedrohun-
gen, tatsächlich aber gegen die ge-
samte Arbeiterklasse richten – auf der 
Ebene der betrieblichen Kämpfe, auf 
der Ebene der sozialpolitischen Re-
gulierung von Armut und schließlich 

auch im Bereich der politischen Or-
ganisation.

Wohlgemerkt: Diese Angriffe ge-
hen von einer »Fortschrittskoalition« 
aus, die sich – in den letzten Mona-
ten vor der EU-Parlamentswahl von 
Woche zu Woche nachdrücklicher  – 
in herausgestellten Stellungnahmen 
»gegen rechts« gefällt. Das ist nicht 
nur demokratisch-liberale Folklore, 

sondern eine ganz bewusst vorge-
nommene, politisch gefährliche Ma-
nipulation. Der objektiv rechte Inhalt 
der Ampelpolitik  – neuerdings wird 
gegen die »Landesverräter« von der 
AfD auch die nationalistische Karte 
gespielt – wird dem Publikum so als 
eine politische Kunst verkauft, gegen 
die vor allem Rechte etwas haben. 
Damit zieht diese Regierung Men-
schen auf ihre Seite, die nicht dorthin 

gehören, und sie treibt umgekehrt der 
AfD Menschen zu, die dorthin eben-
falls nicht gehören. Dass große Teile 
der Bevölkerung gegen ihre eigenen 
Interessen in Stellung gebracht wer-
den, ist gewiss kein neues Phäno-
men  – aber das Problem stellt sich 
immer wieder neu.

Was es nun in verstärktem Maße 
braucht, ist eine sichtbare, kontinu-
ierliche politische Mobilisierung, 
die sich sowohl gegen diese Regie-
rung als auch gegen die rechte »Al-
ternative« richtet. Das ist leicht ge-
sagt, aber schwer zu machen. Die 
weiter viel zu schwachen linken 
Kräfte müssen mit Arbeiterinnen 
und Arbeitern, Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern ins Gespräch 
kommen. »Revolutionäre« Demos 
sind gut und schön. Unruhig wird 
die Regierung aber erst dann, wenn 
die politische Integration der Arbei-
terklasse dort angegriffen wird, wo 
tatsächlich die Masse der organisier-
ten und unorganisierten Arbeiter er-
reicht wird. Den Kampf gegen das 
politische Projekt, dieses Land nach 
innen und außen »kriegstüchtig« zu 
machen, kann nur eine Massenbewe-
gung führen. An den Voraussetzun-
gen für eine solche Bewegung kann 
gearbeitet werden, auch und gerade 
am 1. Mai.

Butter statt Kanonen
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Kiew arbeitet an 
Abkommen mit USA
Kiew. Mit einem bilateralen Si-
cherheitsabkommen wollen die 
Ukraine und die USA noch enger 
zusammenrücken. »Wir arbeiten 
bereits an einem konkreten Text«, 
sagte der ukrainische Präsident 
Wolodimir Selenskij am Sonntag 
in seiner abendlichen Videobot-
schaft. Es solle das stärkste aller 
Sicherheitsabkommen werden – 
stärker als bereits mit diversen 
europäischen Staaten geschlosse-
ne Verträge. Auch warb Selenskij 
in seiner Ansprache für die im 
Juni geplante Friedenskonferenz 
in der Schweiz und forderte, 
Druck auf Moskau auszuüben, 
an ihr teilzunehmen. »Im Juni 
könnte somit der Weg zu einem 
gerechten Frieden beginnen«, so 
der ukrainische Staatschef. Ver-
gangene Woche hatte Kiew die 
Europäische Menschenrechtskon-
vention in Teilen für ausgesetzt 
erklärt – um ungehindert neue 
Rekruten für die Fortsetzung des 
Krieges einziehen zu können. 
 (dpa/jW)
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Ampel soll sich zu Waffen 
für Israel äußern

Berlin. Das Berliner Verwaltungs-
gericht fordert die Bundesregie-
rung auf, darzulegen, nach welchen 
Kriterien Waffenlieferungen nach 
Israel erfolgen, ohne dabei das 
Völkerrecht zu verletzen. Verlangt 
werden eine Darstellung der der 
bisherigen Genehmigungspraxis 
zugrundeliegenden Erwägungen 
sowie eine konkrete Stellungnah-
me bis zum 15. Mai 2024, wie aus 
einem Schreiben an die Bundes-
regierung vom 26. April hervor-
geht, das junge Welt seit Montag 
vorliegt. Hintergrund ist ein im 
Februar von Berliner Anwälten ein-
gereichter Eilantrag.

Das Gericht setzt demnach 
 voraus, dass bis zum Entscheid 
über den Eilantrag vorerst keine 
unter das Kriegswaffenkontroll-
gesetz fallenden Waffenlieferungen 
nach Israel genehmigt werden, und 
droht einen Zwischenbeschluss 
an, der diese untersagt, sollte die 
Bundesregierung sich nicht daran 
halten. 

 (jW)

T
H

O
M

A
S

 J
. R

IC
H

T
E

R
/J

W

GEGRÜNDET 1947 · DI./MI., 30. APRIL/1. MAI 2024, NR. 101 · 2,10 EURO (DE), 2,40 EURO (AT), 2,80 CHF (CH) · PVST A11002 · ENTGELT BEZAHLT

1. Mai: Den Kampf gegen Sozialkahlschlag, Aufrüstung und Grundrechteabbau kann 
nur eine Massenbewegung führen. Von Nico Popp
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Ausbeutung
In Andalusien wird unter miesen Arbeits-

bedingungen Gemüse für den 
Export produziert

Ausgrenzung
Aufstieg der Rechten: AfD für nationa-

listischen Umbau zur »Festung 
 Europa«. Von Gerd Wiegel

Ausbildung
Krise der gewerkschaftlichen Bildungs-

arbeit behindert die Erneuerung 
der Gewerkschaften3 4 12

Diese Regierung zieht Menschen 
auf ihre Seite, die nicht dorthin 
gehören, und sie treibt der 
AfD Menschen zu, die dorthin 
ebenfalls nicht gehören. 

Linker Haken: Heraus zum 1. Mai!
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Einzulösen an Ihrem Lieblingskiosk!
Gutschein
Gegen Vorlage dieses Gutscheins  erhalte ich 
gratis eine Ausgabe (Montag bis Freitag)  
der jungen Welt.  Gültig bis 17. Mai 2024


